
der Senat für Arbeitsrechtssachen des Bezirksgerichts 
zum Ergebnis, daß die eigentlichen Arbeitspflichten der 
Schalterangestellten durch die Übertragung der Ausbil­
dungsaufgabe verändert worden waren. Sie war nicht 
mehr allein im Rahmen ihres Arbeitsbereichs am Schal­
ter tätig. Es lag ein tatsächliches Einwirken eines an­
deren Werktätigen, nämlich des Anlernlings, auf die 
ihr übergebenen Werte vor. Während der Ausbildung 
hatte sie vor allem den Anlernling anzuleiten und zu 
beaufsichtigen und trug deshalb nicht mehr allein die 
Verantwortung für ihre Kasse. Daraus folgt, daß die an 
sich ordnungsgemäß zustande gekommene Vereinba­
rung über die erweiterte materielle Verantwortlichkeit 
keine rechtlichen Wirkungen für den eingetretenen 
Schaden herbeiführen konnte, weil sie sich nur auf ihre 
Arbeitsaufgabe als allein tätige Schalterangestellte er­
stredete.
Für die Anwendung des § 113 Aus. 2 Buchst, b GBA ist 
bedeutsam, daß hier die Voraussetzungen der materiel­
len Verantwortlichkeit eine besondere Spezifik aufwei­
sen. Das betrifft vor allem den Charakter der Arbeits­
pflichtverletzung und das Verschulden. Der Kreis der 
Werktätigen, die nach § 113 Abs. 2 Buchst, b GBA für 
übernommene Geld- und Sachwerte die Verantwortung 
tragen, ist dadurch gekennzeichnet, daß sie vereinba­
rungsgemäß für diese Werte rechenschaftspflichtig 
sind. Diese Pflicht zur Rechenschaftslegung ist ihre be­
sondere Arbeitspflicht. Wenn nach einem Schadensfall 
ein solcher Werktätiger nicht in der Lage ist, Rechen­
schaft abzulegen, obwohl die Voraussetzungen hierfür 
gegeben sind, verletzt er schuldhaft diese besondere Ar­
beitspflicht und ist in der durch den Rahmenkollek­
tivvertrag abgesteckten Höhe materiell verantwortlich.
Diese Zusammenhänge werden von den Kammern für 
Arbeitsrechtssachen zum Teil noch nicht richtig gese­
hen.

Der Verzicht auf die Geltendmachung von Schadener­
satzansprüchen
Nach § 115 Abs. 4 Satz 1 GBA kann der Betrieb auf die 
Geltendmachung des Schadenersatzanspruchs und damit 
auf die Realisierung der materiellen Verantwortlichkeit 
des Werktätigen verzichten, wenn. dies durch die Ge­
samtheit der Umstände (§ 109 Abs. 2 GBA) unter be­
sonderer Berücksichtigung der Höhe und der volkswirt­
schaftlichen Auswirkungen des Schadens gerechtfertigt 
ist.
Nach Rechtskraft der Entscheidung ist ein Verzicht auf 
den festgestellten Schadenersatzanspruch nur unter den 
Voraussetzungen des §115 Abs. 4 Satz 3 GBA zulässig, 
d. h., es muß ein angemessener Teilbetrag gezahlt wor­
den sein. Hinsichtlich der Frage der Angemessenheit 
des Teilbetrages handelt es sich um eine nicht nach­
prüfbare Ermessensentscheidung des Betriebsleiters. 
Problematisch und auch umstritten ist die Frage der 
Zulässigkeit eines T e i l v e r z i c h t s  auf die Geltend­
machung eines noch nicht rechtskräftig festgestellten 
Schadenersatzanspruchs. Die Forderungen der Praxis 
gehen dahin, einen solchen Teilverzicht zuzulassen. 
Diese Forderungen sind unter Beachtung der einheit­
lichen Funktion der materiellen Verantwortlichkeit 
nicht ungerechtfertigt, weil der Differenzierung ent­
sprechend dem Grad des Verschuldens, der Schwere der 
Arbeitspflichtverletzung und den weiter zu beachtenden 
Umständen eine zentrale Stellung einzuräumen ist. Der 
Gesetzgeber hat aber die Differenzierung ausdrücklich 
nur in § 113 Abs. 4 GBA und daher nur bei fahrlässi­
gen Schadensverursachungen zugelassen. Für vorsätz­
liche Handlungen wurde eine entsprechende oder in be­
stimmten Fällen mögliche Herabsetzung des Schaden­
ersatzanspruchs in § 114 GBA nicht eingearbeitet. Die

Praxis beweist, daß es in bestimmten Fällen vorsätz­
licher Handlungen, insbesondere bei sehr hohen Schä­
den, die nicht auf Bereicherungsabsicht zurückzuführen 
sind, die Möglichkeit geben sollte, nicht zum Ersatz des 
Schadens in voller Höhe zu verurteilen. Für solche Aus­
nahmefälle halten wir daher — bis zu einer eventuel­
len Änderung des Gesetzes, die B a u m g a r t  (Arbeit 
und Arbeitsrecht 1969, Heft 15 und 16) vorgeschlagen 
und theoretisch untermauert hat — den Teilverzicht für 
vorsätzliche Schadenszufügung für zulässig. Weil für 
fahrlässige Handlungen die weitergehende und wirk­
samere echte Differenzierung nach § 113 Abs. 4 GBA an­
zuwenden ist, halten wir in diesen Fällen den Teilver­
zicht nicht für möglich.
Für den Verzicht ist in § 115 Abs. 4 Satz 2 GBA vorge­
schrieben, daß er in Schriftform und mit Gründen ver­
sehen vom Betrieb festzulegen und dem Werktätigen 
mitzuteilen ist. Wenn der Verzicht im Verfahren vor 
dem gesellschaftlichen oder staatlichen Gericht ausge­
sprochen wird, muß er in das gerichtliche Protokoll 
aufgenommen werden; dadurch wird die unter Um­
ständen fehlende Schriftform und Mitteilung i. S. des 
§ 115 Abs. 4 Satz 2 GBA ersetzt.
In der gerichtlichen Praxis miiß unbedingt beachtet 
werden, daß ein Verzicht nach § 115 Abs. 4 GBA nur 
dann zulässig ist, wenn der Schadenersatzanspruch be­
steht, d. h. die Voraussetzungen der materiellen Ver­
antwortlichkeit des Werktätigen müssen zu bejahen 
sein. Ergibt sich im Verfahren, daß nur ein Teil des 
geltend gemachten Anspruchs begründet ist und nimmt 
der Betrieb von der Geltendmachung desjenigen Teils, 
der sich im Ergebnis der gerichtlichen Beweisaufnahme 
als nicht durchsetzbar herausstellt, Abstand, so ist das 
kein Verzicht i. S. des § 115 Abs. 4 GBA. Hierfür müs­
sen im Urteil Formulierungen gefunden werden, die 
deutlich machen, daß bestimmte Voraussetzungen der 
materiellen Verantwortlichkeit, wie Pflichtverletzung, 
Schaden oder Verschulden nicht Vorlagen oder voraus­
gegangene Prozeßbehauptungen nicht aufrechterhalten 
werden konnten.
Bei einigen Gerichten wird jedoch das Wort „Verzicht“ 
sehr häufig und für die unterschiedlichsten Sachver­
halte verwendet. Es wird z. B. in Protokollen und Ent­
scheidungen auch für die Anwendung der Differenzie­
rung gemäß §113 Abs. 4 GBA oder in dem Fall ver­
wendet, daß der Betriebsleiter im Verfahren erkennt, 
daß die Voraussetzungen für die Anwendung der ma­
teriellen Verantwortlichkeit überhaupt nicht vorliegen. 
Schließlich wird auch noch vom „Verzicht“ auf Rechte 
aus dem Beschluß der Konfliktkommission gesprochen. 
In den zuletzt genannten Fällen handelt es sich nicht 
um echte Verzichte, sondern um andere rechtliche Zu­
sammenhänge. Die Vorsitzenden der Kammern für Ar­
beitsrechtssachen müssen darauf achten, daß in den 
Entscheidungen und Protokollen von einem Verzicht 
nur dann gesprochen wird, wenn ein solcher nach § 115 
Abs. 4 GBA vorliegt.

Zur Erforschung der objektiven Wahrheit 
im arbeitsrechtlichen Verfahren '
Aus dem Bericht des Präsidiums an das Plenum 
des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt am 20, Juni 1969
Den Gerichten ist im arbeitsrechtlichen Verfahren dL 
Aufgabe gestellt, dem objektiven Geschehen ent­
sprechende und den subjektiven Besonderheiten Rech­
nung tragende, differenzierte, überzeugende und die ge­
sellschaftliche Entwicklung fördernde Entscheidungen 
zu treffen. Auf der Grundlage des Verfahrensrechts und 
unter Ausschöpfung aller von ihm gebotenen Möglich­
keiten zur Wahrheitserforschung müß deshalb die der
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